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B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der  
Bezirksregierung 

 

153 Anerkennung einer Stiftung                  
(Prof. Dr. Klaus Thiemann-Stiftung) 
 

Bezirksregierung 
21.13-St.1764 

 
Düsseldorf, den 27. Mai 2015 

 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die  
 
        „Prof. Dr. Klaus Thiemann-Stiftung“ 
 

mit Sitz in Düsseldorf gemäß § 80 BGB in Verbin-
dung mit § 2 StiftG NRW anerkannt. Die Stiftung 
ist seit dem 14.04.2015 rechtsfähig. 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 217 

 
 

 

154 Bestellung von bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfegern (Carsten Mer-
tens) 

 
Bezirksregierung 
34.02.02.02 DU 15 
 

Düsseldorf, den 1. Juni 2015 
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Mit Wirkung vom 01.07.2015 wird Herr Carsten 
Mertens für die Dauer von sieben Jahren zum be-
vollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den            
15. Kehrbezirk in der Stadt Duisburg (Ortsteile 
Duissern, Meiderich sowie Oberhausen-Alstaden) 
bestellt. 

 
 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 217 

 

 

 

155 Bestellung von bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfegern (Ralf Rosocha) 
 

Bezirksregierung 
34.02.02.02 NE 23 
 

Düsseldorf, den 1. Juni 2015 
 
Mit Wirkung vom 01.07.2015 wird Herr Ralf Ro-
socha für die Dauer von sieben Jahren zum bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger für den                   
23. Kehrbezirk im Rhein-Kreis Neuss (Teile der 
Neusser Innenstadt, des Hafengebiets, des Gnaden-
tals und der Neusser Furth) bestellt. 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 218 

 

 

 

156 Bestellung von bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfegern (Daniel Spit-
zer) 
 

Bezirksregierung 
34.02.02.02 MG 9 
 

Düsseldorf, den 1. Juni 2015 
 

Mit Wirkung vom 01.08.2015 wird Herr Daniel 
Spitzer für die Dauer von sieben Jahren zum be-
vollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den            
9. Kehrbezirk in der Stadt Mönchengladbach (Orts-
teil Lürrip) bestellt. 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 218 

 

157 Antrag der Firma M. Zietzschmann 
GmbH & Co.KG auf Erteilung einer 
Änderungsgenehmigung gemäß § 16 
BImSchG 
 

Bezirksregierung 
52.03-0253811-0000-1128 
 

Düsseldorf, den 1. Juni 2015 
 

Die Firma M. Zietzschmann GmbH & Co. KG hat 
mit Datum vom 26.03.2013, zuletzt ergänzt am 
14.04.2015, gem. § 16 des Gesetzes zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-
reinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz-
BImSchG) die wesentliche Änderung der Anlage 
zum Umschlag und zur zeitweiligen Lagerung von 
staubenden Gütern und nicht gefährlichen Abfällen 
am Standort Heerdterbuschstraße 14 in 41460 
Neuss beantragt. Antragsgegenstand ist u.a. 
 

- die Errichtung und der Betrieb ei-
ner Spänebox zur zeitweiligen La-
gerung von Schrotten mit Anhaf-
tungen innerhalb der bestehenden 
Halle 

- die Errichtung und der Betrieb ei-
nes hafenseitigen Abschnittes zum 
Umschlag von wassergefährden-
den Stoffen und nicht gefährlichen 
Abfällen mittels Kran  

- der Umschlag und die zeitweilige 
überdachte Lagerung von Produk-
ten und nicht gefährlichen Abfäl-
len 

- der Betrieb einer mobilen Schütt-
lade mit Verladeschnecke und 
Aufgabebalg  

- die Erweiterung der Betriebszeiten  
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) stelle ich fest, dass für 
das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht. Die standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles hat ergeben, dass erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen im Sinne 
des Gesetzes durch das beantragte Vorhaben nicht 
zu erwarten sind. 
 
Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
Hesse 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 218 
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158 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 
die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Gb Implantat-
Technologie GmbH in Essen 
 

Bezirksregierung 
53.01-100-53.0023/15/3.8.2 
 

Düsseldorf, den 27. Mai 2015 
 

Die Firma Gb Implantat-Technologie GmbH, Har-
kortstraße 65 in 45145 Essen hat mit Datum vom 
16.02.2015 einen Antrag auf Genehmigung zur 
wesentlichen Änderung der Gieß- und Schmelzan-
lage für Nichteisenmetalle gemäß § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) gestellt.  

Gegenstand der Änderung ist 

die Erhöhung der Verarbeitungsmenge an Flüssig-
metall von 50 Tonnen je Jahr auf maximal 250 
Tonnen je Jahr bei einer Tageshöchstmenge von 6 
Tonnen Flüssigmetall zur Erzeugung von Kobalt-
Basislegierungen. 

Das Vorhaben soll am Anlagenstandort Harkort-
straße 65 in 45145 Essen verwirklicht werden.  

Gemäß § 3c UVPG in Verbindung mit Nr. 3.5.3 
Spalte 2 der Anlage 1  zum UVPG ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn 
das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörden aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in Anlage 2 Nr. 2 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 

Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene 
Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das bean-
tragte Vorhaben nicht zu erwarten sind. Gemäß § 
3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das 
beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
besteht. 

Gemäß § 3a Satz 3 UVPG ist diese Feststellung 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
gez. Brandt 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 219 

 

 

 

159 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 
die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Kao Chemicals 
GmbH in Emmerich 
 

Bezirksregierung 
53.01-100-53.0041/14/4.1.4 
 

Düsseldorf, den 27. Mai 2015 
 

Antrag der Kao Chemicals GmbH auf 
Genehmigung nach § 16 Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur 
wesentlichen Änderung der Anlage zur 
Herstellung von Polycarboxylatether                   

(PCE-Anlage) 
 

Die Kao Chemicals GmbH hat mit Datum vom 
16.05.2014, zuletzt ergänzt am 30.04.2015, einen 
Antrag auf Genehmigung nach § 16 BImSchG zur 
wesentlichen Änderung der Anlage zur Herstellung 
von Polycarboxylatether (PCE-Anlage) auf dem 
Betriebsgelände Kupferstraße 1 in 46446 Emmerich 
gestellt.  

Für die unverändert direkte Ableitung der Abluft 
der PCE-Anlage in die Atmosphäre sollen die 
Emissionsbegrenzungen von Massenkon-
zentrations- in Massenstrombegrenzungen geändert 
und der Intervall für wiederkehrende 
Emissionsmessungen auf fünf Jahre verlängert 
werden. Des Weiteren soll die Abluft der bestehen-
den PCE-Anlage alternativ zur direkten Ableitung 
in die Atmosphäre der vorhandenen Thermischen 
Nachverbrennungsanlage (TNV) der benachbarten 
Anlage zur Herstellung tertiärer Amine (TAP1-
Anlage) zur Verbrennung zugeführt werden. Hierzu 
ist es erforderlich, einen neuen Abluftventilator 
sowie zugehörige Rohrleitungen zu errichten und 
zu betreiben. Außerdem wurde zur Flexibilisierung 
der Produktlagerung beantragt, die explizite 
Zuordnung nur eines Produktes zu einem Tank 
aufzuheben, so dass die verschiedenen Produkte 
zukünftig in allen Tanken gelagert werden können. 
Ferner sollen im Prozessschritt der Polymerisation 
ein Lösungsvermittler eingesetzt und nach § 15 
BImSchG angezeigte Änderungen eingebunden 
werden.  

Gemäß § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit 
Ziffer 4.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zustän-
digen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung 
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
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Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind. Gemäß § 3 a 
Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das 
beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
besteht. Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag 
Gühlstorf 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 219 

 

 

 

160 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 
die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Kao Chemicals 
GmbH in Emmerich 
 

Bezirksregierung 
53.01-100-53.0042/14/4.1.4 
 

Düsseldorf, den 27. Mai 2015 
 

Antrag der Kao Chemicals GmbH auf 
Genehmigung nach § 16 Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur 
wesentlichen Änderung der Anlage zur 

Herstellung tertiärer Amine (TAP-Anlage) 
 

Die Kao Chemicals GmbH hat mit Datum vom 
16.05.2014, zuletzt ergänzt am 30.04.2015, einen 
Antrag auf Genehmigung nach § 16 BImSchG zur 
wesentlichen Änderung der Anlage zur Herstellung 
tertiärer Amine (TAP-Anlage) auf dem Betriebsge-
lände Kupferstraße 1 in 46446 Emmerich gestellt.  

Die bestehende TAP-Anlage soll durch Erhöhung 
der Produktionskapazität auf 43.000 t/a tertiäre 
Amine geändert werden. Die Steigerung der Kapa-
zität um etwa 53 % wird mittels Prozessoptimie-
rung bzw. Verkürzung der Produktionszeiten er-
reicht. Ferner wird die Produktherstellung in den 
beiden Teilanlagen TAP1 und TAP2 sowie die 
Rohstoff- und Produktlagerung flexibilisiert. Des 
Weiteren wurde beantragt, die Abluft aus der be-
nachbarten Anlage zur Herstellung von Polycar-
boxylatether (PCE-Anlage) in der vorhandenen 
Thermischen Nachverbrennungsanlage (TNV) der 
TAP1-Anlage mit zu verbrennen. Der Abgasvolu-
menstrom der TNV wird dadurch um rund 15 % 
erhöht. Die Emissionsbegrenzungen der TNV wer-
den weiterhin eingehalten. Des Weiteren wurden 

für die TNV 1 und 2 der TAP-Anlage Änderungen 
hinsichtlich des Emissionsparameterumfangs und 
der Emissionsüberwachung und die Einbindung 
nach § 15 BImSchG angezeigter Änderungen bean-
tragt.  

Gemäß § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit 
Ziffer 4.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zustän-
digen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung 
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind. Gemäß § 3 a 
Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das 
beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
besteht. Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag 
Gühlstorf 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 220 

 

 

 

 

161 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 
die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Bayer Material-
Science AG – wesentliche Änderung 
des Makrolon-Betriebes im CHEM-
PARK Krefeld-Uerdingen 
 

Bezirksregierung 
53.01-100-53.0153/11/0401H1 
 

Düsseldorf, den 27. Mai 2015 
 

Bekanntgabe nach § 3a UVPG über die 
Feststellung der UVP-Pflicht für ein Vorha-

ben der Bayer MaterialScience AG                
– wesentliche Änderung  

des Makrolon-Betriebes Gebäude N 175 im 
CHEMPARK Krefeld-Uerdingen 
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Die Bayer MaterialScience AG in 51369 Lever-
kusen hat mit Datum vom 11.11.2011 einen Antrag 
nach § 16 Abs. 1 BImSchG zur wesentlichen Ände-
rung des Makrolon-Betriebes gestellt. Gegenstand 
des Genehmigungsantrags ist die Zusammenfas-
sung aller bisherigen Betriebseinheiten in eine     
Betriebseinheit, die Aktualisierung aller Verfah-
rensfließbilder und Aufstellungspläne, die Verein-
heitlichung der Verfahrensweisen, die Herausnah-
me bzw. Abänderung der nicht umgesetzten             
Maßnahmen aus der letzten Genehmigung                               
(Az.: 56.8851.4.1-4243 vom 15.11.2000), die       
Einarbeitung aller seit 17.11.1997 mit Änderungs-
anzeigen nach § 15 BImSchG durchgeführten  
Änderungen, die Einarbeitung neuer sicherheits-
technischer Erkenntnisse aus den wiederkehrend 
durchgeführten Sicherheits- und Explosionsschutz-
betrachtungen, die Änderung der Nomenklatur der 
Abluftquellen, die Zusammenfassung gleichartiger 
Abfallströme und Änderung der Nomenklatur der 
Abfallströme sowie die Montage, Installation und 
zum Betrieb einer Entladestation für Ethylpiperidin 
mit einer Förderleistung von 20 m³/h. 
 
Das Vorhaben bedarf nach § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in Verbindung mit Ziffer 4.2 Spalte 2 der 
Anlage 1 zum UVPG und in Verbindung mit § 3 c 
Abs. 1 UVPG einer allgemeinen Vorprüfung des 
Einzelfalls, ob eine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Im vorliegenden Fall hat diese Prüfung ergeben, 
dass nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf die Umwelt zu rechnen ist. Gemäß § 3 a 
Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das 
beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
gez. Höltker 

 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 220 

 

 

 

 

 

 

 

 

162 Offenlage der Antragsunterlagen für 
eine Deichsanierungsmaßnahme am 
Rhein „Mehrum 3 – Bereich Götters-
wickerhamm, Rhein-km. ca. 799,2 bis 
801,0, rechtes Ufer 
 

Bezirksregierung 
54.04.01.05 -Mehrum 3 
 

Düsseldorf, den 29. Mai 2015 
 

Bekanntmachung 
 
Planfeststellungsverfahren nach den §§ 68 Was-
serhaushaltsgesetz, 152 Landeswassergesetz und 
3 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung 
 
Vorhaben: Deichsanierungsmaßnahme am 

Rhein „Mehrum 3 - Bereich Göt-
terswickerhamm, Rhein-km. ca. 
799,2 bis 801,0, rechtes Ufer“ 

 
 
hier:  Anhörung 
 

Der Deichverband Mehrum hat bei der Bezirksre-
gierung Düsseldorf einen Antrag auf Planfeststel-
lung für die Sanierung des Deiches im Bereich 
Götterswickerhamm zwischen Rheinstrom-km rd. 
799,2 und 801,0, rechtes Ufer gemäß den §§ 68 
Wasserhaushaltsgesetz, 152 Landeswassergesetz 
und 3 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung gestellt. Für die Durchführung des 
Planfeststellungsverfahrens gelten gem. § 22 UVPG 
die §§ 72 - 78 Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW). 

 

Die Planunterlagen zu diesem Verfahren, ein-
schließlich der Unterlagen für die Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung, sind öffentlich auszulegen. 
Die Öffentlichkeit erhält dadurch Gelegenheit, zu 
dem Vorhaben Stellung zu nehmen. Durch die 
Auslegung des Plans erfolgt gleichzeitig die Anhö-
rung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG in Ver-
bindung mit § 73 Abs 5 VwVfG NRW. 

 

Die Planunterlagen (Beschreibungen, Nachweise 
und Zeichnungen), aus denen sich Art und Umfang 
des beabsichtigten Vorhabens sowie seine Umwelt-
auswirkungen (Unterlagen gemäß § 6 UVPG) erge-
ben, liegen gemäß § 73 Abs. 3 VwVfG NRW für 
die Dauer eines Monats in der Zeit 

 
vom 08.06.2015 bis 07.07.2015 einschließlich 
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im Rathaus der Stadt Voerde, Planungsamt, Raum 
232, während der allgemeinen Dienststunden  
 
Montag bis Donnerstag:  von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
und  von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
Freitag:  von 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann gem. § 73 Abs. 4 VwVfG NRW bis 
spätestens zwei Wochen nach dem Ende der Ausle-
gungsfrist, d.h. bis einschließlich 21.07.2015, 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der o. g. Aus-
legungsstelle oder bei der Bezirksregierung Düssel-
dorf, - Dezernat 54 -, Cecilienallee 2 in 40474 Düs-
seldorf (unter Angabe des Aktenzeichens: 
54.04.01.05 -Mehrum 3) Einwendungen erheben. 
Die Einwendungen sollen eingehend begründet 
sein.  
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem. § 73 
Abs. 4 VwVfG NRW alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen oder die das Verfahren verzö-
gern. Im Falle eines gerichtlichen Verfahrens gilt 
auch dessen Verlängerung als Verzögerung in die-
sem Sinne. 
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung 
setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest 
der geltend gemachte Belang und die Art der Beein-
trächtigung hervorgehen, die Einwendung unter-
schrieben und mit einem lesbaren Namen und An-
schrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen 
Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
 
Die Einwendungen werden an den Antragssteller 
weitergegeben. Auf Verlangen der jeweiligen Ein-
wender wird deren Namen und Anschrift unkennt-
lich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur Beur-
teilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind. 
 
Erhobene Einwendungen gegen den Plan werden in 
einem gesonderten Termin mündlich erörtert (Erör-
terungstermin).  
 
Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass  
- die Personen, die Einwendungen erhoben 

haben, von dem Erörterungstermin durch öf-
fentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Bezirksregierung Düsseldorf und in örtlichen 
Tageszeitungen benachrichtigt werden kön-
nen, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen sind; 

- bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem 
Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt 
werden kann; 

- über die Einwendungen nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststel-
lungsbehörde entschieden wird; 

- die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) über die Einwendungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden 
kann, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind; 

- über Entschädigungsansprüche nicht im Plan-
feststellungs-verfahren, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren entschie-
den wird; 

- durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung 
entstehende Kosten nicht erstattet werden. 

 
Düsseldorf, den 29.05.2015 
 
Bezirksregierung Düsseldorf 
- 54.04.01.05 Mehrum 3– 
 
Im Auftrag 
gez. Haarmann 

 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 221 
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C. Rechtsvorschriften  
und Bekanntmachungen anderer 

 Behörden und Dienststellen 
 

 

163 Bekanntmachung über die Tagesord-
nung der 5. Sitzung der Verbandsver-
sammlung Regionalverband Ruhr 

 

 

Die 5. Sitzung der Verbandsversammlung findet am 
 

Freitag, 19. Juni 2015 – 11:00 Uhr – 
im Robert-Schmidt-Saal 

Kronprinzenstraße 35 / Erdgeschoss, 45128 
Essen 

 
statt. 

 
 

Tagesordnung 
 
 
1. Angelegenheiten nach Landesplanungs-

gesetz 
 

. Vorlagen der Bezirksregierungen 
 

1.1 Städtebauförderung 
hier: Aufstellung des Städtebauförderpro-
gramms 2015 
 

1.2 Kunst- und Kulturförderung - Projektför-
derung im Rahmen der Regionalen Kultur-
politik - Kulturregion Ruhrgebiet 
hier: Beratung und Beschlussfassung wei-
terer Projekte für das Haushaltsjahr 2015 
 

1.3 Information über den Stand des Verfah-
rens zur Aufstellung des Abfallwirt-
schaftsplans NRW, Teilplan Siedlungsab-
fälle; hier: Kenntnisnahme 
 

1.4 Beanstandung der Wahl in die Beratungs-
gremien der Regionalen Kulturpolitik, 
hier: Schreiben an die Bezirksregierungen 
vom 07.04.2015, 13.05.2015 und Antwort 
der Bezirksregierung Arnsberg vom 
26.05.2015 
 

. Vorlagen des Regionalverbandes Ruhr 
 

1.5 Entwurf des Regionalplans Düsseldorf 
Hier: Stellungnahme der Regionalpla-
nungsbehörde beim RVR 
 

1.6 Steinkohlekraftwerk Datteln 4, Genehmi-
gungsverfahren 
Hier: Stellungnahme zur Antragstellung 

 
1.7 Verhältnis RFNP zum Regionalplan Ruhr/ 

§ 39 LPlG  
Hier: Erneute gemeinsame Stellungnahme 
RVR und RFNP-Städte 
 

1.8 Stellungnahme gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
zum Bebauungsplan 1202 – Einrichtungs-
haus Dreigrenzen – und zur 90. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Stadt Wup-
pertal (IKEA) 
 

1.9 11. Änderung des Regionalplans für den 
Regierungsbezirk Arnsberg, Oberbereiche 
Bochum und Hagen zur Umwandlung 
eines Bereichs für gewerbliche und indust-
rielle Nutzungen (GIB) in einen Allge-
meinen Siedlungsbereich (ASB) auf dem 
„Brandt“-Gelände in der Stadt Hagen und 
in der Stadt Gevelsberg 
 

1.10 79. Änderung des Regionalplans für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP99) im 
Gebiet der Stadt Kamp-Lintfort, Umwand-
lung eines Bereiches für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen (GIB) für zweck-
gebundene Nutzungen und Allgemeiner 
Freiraum- und Agrarbereich in GIB – 
Bekanntmachung und Niederlegung – 
 
 

1.11 Raumordnungsverfahren für die geplante 
Erdgasanschlussleitung der Thyssengas 
GmbH von 
Datteln (Hachhausen) zum Kraftwerks-
standort Herne 
Hier: Raumordnerische Beurteilung 
 

1.12 Raumordnungsverfahren für die geplante 
Ferngasleitung Loop DN 1200 von 
Gronau - Epe nach Werne der Open Grid 
Europe GmbH 
Hier: Raumordnerische Beurteilung 
 

1.13 Anfragen und Mitteilungen 
 

2. Angelegenheiten nach RVR-Gesetz 
 

. Verwaltungsvorlagen 
 

2.1 Strategie und Ziele der RVR-Familie 
 

2.2 Wechsel in den Organen der Gesellschaf-
ten 
 

2.2.1 Angelegenheiten der Stiftung Kultur-
hauptstadt RUHR.2010 
- Bestellung von Organen in den Verwal-
tungsrat 
 

2.2.2 Wechsel in den Organen der Gesellschaf-
ten 
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hier: Dringlichkeitsentscheidung Wechsel 
in der Verbandsversammlung EKOCity 
 

. Vorlagen aus dem Planungsausschuss 
 

2.3 ruhrFIS - Flächeninformationssystem 
Ruhr. Erhebung der Siedlungsflächenre-
serven und Inanspruchnahmen 2014 - 
Ergebnisband 
 

2.4 Regionale ZukunftsLAND 2016 - 
WALDband 
Hier: Sachstand 
 

2.5 Regionales Mobilitätsentwicklungskon-
zept für die Metropole Ruhr 
Hier: Entwurf des Endberichts 'Leitbilder 
und Zielaussagen zur Regionalen Mobili-
tät in der Metropole Ruhr' 
 

2.6 Fahrradverleihsystem Metropolradruhr 
Hier: Sachstandsbericht 
 

2.7 Verlängerungen von Erlaubniserteilungen 
zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen 
im Zeitraum Februar 2015 bis April 2015 
 

. Vorlagen aus dem Wirtschaftsausschuss 
 

2.8 Angelegenheiten der Freizeitgesellschaf-
ten 
- Revierpark Mattlerbusch GmbH - Wirt-
schaftliche Situation 2015/2016 / Sonder-
zuschuss der Gesellschafter 
 

2.9 Angelegenheiten der Freizeitgesellschaf-
ten 
- Freizeitzentrum Kemnade GmbH - Un-
abweisbare Maßnahmen 
 

2.10 Angelegenheiten der Freizeitgesellschaf-
ten 
- Freizeitschwerpunkt Glörtalsperre 
GmbH - Jahresabschluss zum 31.12.2014 
 

2.11 Angelegenheiten der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung RVR Ruhr Grün - 
Wechsel in der Betriebsleitung 
 

2.12 Angelegenheiten der Ruhrwind Herten 
GmbH 
- Jahresabschluss zum 31.12.2014 
 

. Vorlagen aus dem Kultur- und Sportaus-
schuss 
 

2.13 Theaternetzwerk "RuhrBühnen" 
 

2.14 Förderung der freien Kulturszene 
 

. Vorlagen aus dem Umweltausschuss 
 

2.15 Ideenwettbewerb zur Zukunft der Metro-
pole Ruhr / Regionaler Diskurs 
Hier: Zukünftige Besetzung und Aufgaben 
des Beirats 
 

2.16 Sachstand Nachfolgeprogramm ÖPEL und 
Trägerschaftsvertrag Emscher Land-
schaftspark 
 

2.17 Sachstandsbericht klimametropole RUHR 
2022 
 

2.17.1 Sachstandsbericht klimametropole RUHR 
2022 
hier: Antrag der Fraktion Die Linke. vom 
26.05.2015 
 

2.18 Angelegenheiten der Ruhrwind Herten 
GmbH 
- Repowering der Windkraftanlage auf der 
Halde Hoppenbruch 
 

2.19 Anfragen und Mitteilungen 
 

. Schreiben der Landschaftsverbände 
Rheinland und Westfalen-Lippe zum Bun-
desteilhabegesetz vom 22.04.2015 
 

 
  
 
Essen, den 29.05.2015 

 

 
 

Josef Hovenjürgen 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 

 

 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 223 

 

 

164 Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses des Zweckverbandes Bergische 
Volkshochschule für das Geschäfts-
jahr 2013 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Bergische Volkshochschule hat am 20.03.2015 den 
nachfolgenden Beschluss gefasst: 
 
„1. Der vorgelegte Jahresabschluss 2013 des 
Zweckverbandes Bergische Volkshochschule - 
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bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie Anhang - schließt mit einem ausgegli-
chenen Ergebnis ab und wird festgestellt. 
2. Der Leitung des Zweckverbandes Bergische 
Volkshochschule wird für das Geschäftsjahr 2013 
Entlastung erteilt. 
3. Dem Verbandsvorsteher wird für das Geschäfts-
jahr 2013 Entlastung erteilt." 
 
Anlagen: 
•  Abschließender Vermerk der GPA NRW vom 
 13.04.2015 
•  Bilanz zum 31.12.2013 
•  Gewinn- und Verlustrechnung 2013 
•  Anhang zum Jahresabschluss 2013 
 
Solingen, den 22. Mai 2015 
Der Verbandsvorsteher 

 

 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetz-
licher Abschlussprüfer des Betriebes Bergische 
VHS. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2013 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft RSM Verhülsdonk GmbH, 
Krefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 18.09.2014 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der Bergische Volkshochschule 
Zweckverband der Städte Solingen - Wuppertal für 
allgemeine und berufliche Weiterbildung sowie 
Familienbildung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2013 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verant-
wortung des gesetzlichen Vertreters des Zweckver-
bandes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach         
§ 317 HGB und §§ 106, 107 Gemeindeordnung 
NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Zweck-
verbandes sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. 
 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Zweckverbandes und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar." 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft RSM Verhülsdonk 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Gemäß § 3 Abs. 4 
der Verordnung über die Durchführung der Jahres-
abschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungs-
pflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) wird der 
Bestätigungsvermerk um folgenden Hinweis er-
gänzt: 
 
„Ein nach § 10 EigVO vorgeschriebenes Risiko-
früherkennungssystem ist bisher nicht eingerichtet 
worden." 
 
Herne, den 13.04.2015 
GPA NRW 
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Anhang zum Jahresabschluss für das Geschäfts-
jahr 2013 

 

Allgemeine Angaben 
 
Die Körperschaft hat ihren Sitz in Solingen. Dar-
über hinaus werden Zweigstellen in den Verbands-
gemeinden Solingen und Wuppertal unterhalten. 
 
Zweck der Körperschaft ist nach der Satzung die 
Wahrnehmung der Aufgaben der Volkshochschule, 
der Familienbildung und der Beschäftigung und 
Qualifizierung nach Maßgabe der einschlägigen 
Gesetze. 
 
Die Zweckverbandssatzung ist am 30.12.2005 in 
Kraft getreten. 
 
Der Zweckverband bilanziert gemäß Zweckver-
bandssatzung nach den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften des HGB. 
 
Die Darstellungsform der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung wurde beibehalten. 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem 
Gesamtkostenverfahren in Staffelform aufgestellt. 
 
 

Bilanzierungs-und Bewertungsmethoden 
 
Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungskos-
ten bewertet und um planmäßige Abschreibungen 
p.r.t. vermindert. 
 
Die von den Städten Wuppertal und Solingen zum 
01.07.2006 eingebrachten Vermögensgegenstände 
wurden zu vorsichtig geschätzten Zeitwerten be-
wertet und ebenfalls um planmäßige Abschreibun-
gen p.r.t. vermindert. 
 
Bei der Bemessung der Abschreibungen wurde auf 
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abgestellt. 
Die Abschreibungen wurden linear vorgenommen. 
 
Für die geringwertigen Wirtschaftsgüter (150,01 bis 
1.000 EUR) wurden keine neuen Sammelposten 
mehr gebildet. Bestehende Sammelposten wurden 
übernommen und nach den Vorschriften des HGB 
für GWG Sammelposten weiter abgeschrieben. 
 
Mietereinbauten werden entsprechend der Mietdau-
er linear abgeschrieben. 
 
Die Wertansätze der bezogenen Waren entsprechen 
grundsätzlich den Anschaffungskosten gem. § 255 
HGB. Zum Umlaufvermögen wurde hinsichtlich 
der Vorräte wegen Geringfügigkeit auf eine Akti-
vierung zum 31.12.2013 verzichtet. Es bestehen 
keine expliziten Lager. 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
sind zum Nennwert angesetzt. Eine Pauschalwert-
berichtigung in Höhe von 128,62 € und Einzelwert-
berichtungen in Höhe von 1.396,00 € wurden be-
rücksichtigt. 
 
Die Rückstellungen werden nach dem Grundsatz 
der vernünftigen kaufmännischen Beurteilung mit 
dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
Die Berechnung der Pensionsrückstellungen aller 
Beamtinnen und Beamten erfolgte durch ein versi-
cherungsmathematisches Gutachten der Steuerbera-
terfirma Rinke Treuhand GmbH. 
Die Bewertung der Rückstellungen für Pensionen 
erfolgte nach § 22 der Eigenbetriebsverordnung 
NW unter Berücksichtigung eines Rechnungszinses 
von 5,00 %. Fluktuationswahrscheinlichkeiten 
wurden nicht berücksichtigt. Als Rechnungsgrund-
lage dienten die steuerlich anerkannten Richttafeln 
2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck. 
 
Die Höhe der Rückstellungen für Altersteilzeitver-
pflichtungen wurde nach den handelsrechtlichen 
Vorschriften auf der Grundlage versicherungs-
mathematischer Grundsätze ermittelt. Ein entspre-
chendes Gutachten liegt vor. 
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Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbe-
trag bewertet. Für eine zur Stadt Solingen zurück-
versetzte Beamtin wurde eine Verbindlichkeit in 
Höhe des mit der Stadt Solingen vereinbarten Ab-
findungsbetrages (27.806,53 €)gebildet. 
 
Erläuterungen zur Bilanz 
 
Anlagevermögen 
 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlage-
vermögens ist unter Angabe der Abschreibungen 
des Geschäftsjahres im Anlagenspiegel dargestellt. 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände 
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegen-
stände haben in Höhe von € 2.160.838,28 eine 
Restlaufzeit bis zu einem Jahr, in Höhe von                    
€ 1.684.047,97 eine Restlaufzeit von mehr als ei-
nem Jahr. In den Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen sind Forderungen gegenüber Gesell-
schaftern in Höhe von € 75.822,69 enthalten. 
 
In den sonstigen Vermögensgegenständen sind 
Forderungen gegenüber Gesellschaftern in Höhe 
von€ 1.684.047,97 enthalten. Ein Zahlungsplan 
steht noch nicht fest. Die Forderungen stammen aus 
übernommenen Verpflichtungen im Rahmen der 
Personalüberleitungsverträge. Die Verbandsge-
meinden haben zugesichert, die auf den Zweckver-
band übertragenen Altverpflichtungen auszuglei-
chen. Des Weiteren befinden sich in den sonst. 
Vermögensgegenständen Forderungen gegenüber 
Mitarbeitern in Höhe von € 7.603,39. 
 
Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Es ergibt sich ein Abgrenzungsbetrag i. H. v.                   
€ 12.234,79. Hierbei handelt es sich um die Beam-
tengehälter für Januar 2014, die bereits im Dezem-
ber 2013 ausgezahlt worden sind. 
 
Eigenkapital 
 
Die Kapitalrücklage beträgt zum Bilanzstichtag                
€ 427.519,62. 
Hierin enthalten ist das Anlagevermögen, welches 
die Städte Solingen und Wuppertal zum 01.07.2006 
in Höhe von € 700.147,77 in den Zweckverband 
eingelegt haben.  
Weiterhin wurden Forderungen an die beiden Städ-
te in Höhe von € 1.462.960,00 ausgewiesen. 
Als Entnahmen stehen den Einlagen die einge-
brachten Rückstellungen zum 01.07.2006 in Höhe 
von € 1.735.588,15 gegenüber. 
 

 
 

 
 

Verbindlichkeiten 
 
Die Verbindlichkeiten haben in Höhe von 
556.317,07 € eine Restlaufzeit von bis zu einem 
Jahr. Die Verbindlichkeiten sind nicht durch Pfand-
rechte oder ähnliche Rechte gesichert. In den Ver-
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind 
Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern in 
Höhe von € 48.724,58 enthalten. 
 
In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Verbind-
lichkeiten gegenüber Gesellschaftern in Höhe von 
73.646,91 € enthalten. 
 
In 2013 wurden EU-Zuschüsse für Projekte, deren 
korrespondierende Auszahlungen erst in Folgejah-
ren anfallen, unter „erhaltene Anzahlungen" ge-
bucht (50.582,26 €). 
 
Passive Rechnungsabgrenzung 
 
Es sind vorwiegend Entgelteinnahmen aus dem 
Kursgeschäft abzugrenzen. Folgende Fälle sind 
abzugrenzen: 
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Entgelteinnahmen für Kurse in 2014 die jedoch 
bereits vollständig in 2013 bezahlt wurden 
(12.274,50 €). 
Der Entgeltanteil bei jahresübergreifenden Kursen, 
der sich auf das Geschäftsjahr 2014 bezieht, beträgt 
€ 97.915,38. 
Weiterhin sind Spenden abzugrenzen in Höhe von                
€ 30.429,50. 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen, die nicht in 
der Bilanz erscheinen und für die Beurteilung der 
Finanzlage von Bedeutung oder nach§ 251 HGB 
anzugeben wären, existieren nicht. 
 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

Organe des Zweckverbandes 
 
Der Zweckverband hat laut Satzung eine Verbands-
versammlung, in die jedes Verbandsmitglied sieben 
Vertreter/innen entsendet. 
 
Verbandsvorsteher ist Herr Ernst Schneider, Stadt-
direktor der Stadt Solingen a.D., sein Stellvertreter 
ist Herr Dr. Johannes Slawig, Stadtdirektor der 
Stadt Wuppertal. 
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Der hauptamtlichen Leitung des Zweckverbands 
gehörten im Jahr 2013 an: 
 
Frau Monika Biskoping (pädagogische Leitung) 
Herr Udo H. Bente (kaufmännische Leitung) 

 

 
 

Bilanzgewinn 
 
Der Zweckverband erhält Umlagen der Verbands-
mitglieder in Höhe des Jahresfehlbetrags. Ein Bi-
lanzgewinn wird nicht ausgewiesen. 
 
Solingen, den 31. Juli 2014 
 
Ernst Schneider 
Verbandsvorsteher 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2015 S. 224 
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